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Die Wirtschaft nimmt immer mehr Einfluss 
auf Gewerkschaften und Politik 

An der Hand     desGroßen Bruders

Von Pat Christ

In ihrer im August veröffentlichten, 
„Verantwortliches Handeln in der So-
zialen Marktwirtschaft“ übertitelten 

Vereinbarung bekunden der Bundesar-
beitgeberverband Chemie (BAVC) und 
die Chemie-Gewerkschaft IG BCE ihre 
Bereitschaft zur Kooperation. „IG BCE 
und BAVC setzen sich für ein neues ge-
sellschaftliches Gleichgewicht ein, das 
auf der Akzeptanz von ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Bedürfnis-
sen beruht“, heißt es in der Präambel. 
Das klingt verheißungsvoll. Und weckt 
immenses Misstrauen. 

Wie dünn der Belag der Gemein-
samkeit ist, mit der die neue Sozial-
partnerschaft überzogen wurde, zeigt 
sich besonders gut am Beispiel des 
Chemiekonzerns „Bayer“. Dort, beklagt 
die Elberfelder Betriebsratsgruppe „Be-
legschaftsliste“, „diktiert die Gier im 
oberen Management fast sittenwid-
rige Vorgaben“. Zwar freute sich der 
Konzern 2007 erst über einen sensati-
onellen Gewinn von mehr als 4,7 Mrd. 
Euro. Das war fast das Dreifache des 
Jahres 2006. Dennoch muss nun dras-
tisch gespart werden, denn der Kon-
zern befürchtet Einbußen. Unter ande-
rem, weil ihm 2007 vom Bundesinsti-
tut für Arzneimittel verboten wurde, das 
gefährliche Herzmittel Trasylol® weiter 
zu verkaufen. Jährlich verdiente Bayer 
bisher rund 150 Mio. Euro mit diesem 
Antifibrinolytikum. 

Das Beispiel zeigt, von wie gerin-
gem Belang in Wirklichkeit „soziale Be-
dürfnisse“ wie die Gesundheit der Men-

schen für die Chemie-Branche sind. Im 
Oktober 2007 wurde das bei Herzope-
rationen eingesetzte Mittel in Kanada 
von über 100 Herzchirurgen bei einer 
Studie mit über 2.300 Patienten getes-
tet. Es ergab sich, dass die mit Trasy-
lol® behandelten Patienten gegenüber 
den mit anderen Mitteln Operierten ein 
um über 50% höheres Sterblichkeitsri-
siko hatten. 

In einem Interview mit dem US-
Fernsehsender CBS kritisierte der ame-
rikanische Mediziner Dr. Dennis Man-
gano, dass 22.000 Patienten noch am 
Leben sein könnten, hätte Bayer das 
Mittel schneller vom Markt genommen. 
Mangano hatte bereits 2006 auf die 
Gefährlichkeit des Antifibrinolytikums 
hingewiesen. 

Dass es nicht weit her ist mit der 
„Akzeptanz“ ökologischer Belange 
und des Bedürfnisses der Menschen 
nach einer sauberen Umwelt, zeigten 
auch die Auseinandersetzungen um 
die EU-Chemikalienverordnung REACH. 
„Niemals zuvor wurde so viel Lobby-
arbeit für ein Gesetz betrieben“, kom-
mentierte Greenpeace-Sprecherin Co-
rinna Hölzel die Entscheidung über die 
Richtlinie Ende 2006. Die Chemieindu-
strie hatte erreicht, dass nicht, wie ur-
sprünglich geplant, 100.000, sondern 
nur noch 30.000 bislang ungeprüfte 
Chemikalien untersucht werden müs-
sen. Mit REACH bleiben laut Green-
peace „krebserregende, die Fruchtbar-
keit beeinträchtigende und hormonell 
wirksame Chemikalien erlaubt, wenn 

die Hersteller behaupten, sie ‚ange-
messen zu kontrollieren’“.

Belanglos sind die Beteuerungen 
der Chemie-Industrie, es ginge ihr um 
„werteorientiertes Verhalten in der 
Wirtschafts- und Arbeitswelt“, für den 
von Philipp Mimkes geleiteten Verein 
„Coordination gegen BAYER-Gefahren“. 
Immer stärker arbeiten Mimkes zufolge 
multinationale Konzerne wie „Bayer“ 
auf der Basis derartiger Verspre-
chungen mit internationalen Institu-
tionen zusammen: „Erstmals wurden 
Konzerne bei der Vorbereitung des Um-
weltgipfels von Rio als gleichberech-
tigte Partner behandelt. So setzte sich 
die neoliberale Sichtweise durch, nach 
der freie Märkte und Wirtschaftswachs-
tum eine Voraussetzung von nachhal-
tiger Entwicklung sind.“ Garantieren 
könne die Industrie ein solches Wachs-
tum natürlich nur, wenn sie unbehelligt 
von Staaten arbeiten kann....

Belastbare Zahlen fehlen im Sozi-
alpartnerschaftspapier von BAVC und 
IG-BCE. Dafür gibt es reihenweise un-
bewiesene Thesen. Zum Beispiel: „Un-
ternehmerischer Erfolg, der von nach-
haltig handelnden und wettbewerbs-
fähigen Unternehmen erzielt wird, ist 
Bedingung für Innovationen, Investiti-
onen und Arbeitsplätze.“ Zahlen und 
Fakten liefern andere. Zum Beispiel, 
was wiederum DAX-Mitglied „Bayer“ 
anbelangt, der Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND), das 
Pestizid-Aktions-Netzwerk (PAN) und 
der Deutsche Berufs- und Erwerbsim-
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kerbund. Den drei NGO‘s zufolge er-
zielte Bayer 2007 mit den Insekten-
giften Imidacloprid und Clothianidin ei-
nen Umsatz von 793 Mio. Euro – und 
tötete nach Analysen der Imker damit 
rund 330 Millionen Bienen.

Solche Vorkommnisse scheinen 
die Partnerschaft zwischen BAVC und 
IG BCE nicht zu belasten. Wobei die Ge-
werkschaft ohnehin hinter Pestiziden 
steht. „Hochgezüchtete Sorten sind 
auf ständigen Pestizideinsatz angewie-
sen“, heißt es in der bunten Broschüre 
„Chance für Mensch und Umwelt“, in 
der die Gewerkschaft unkritisch für 
Gentechnologie wirbt. Weiter ist zu le-
sen: „Wer die Bio- und Gentechnologie 
kompromisslos ablehnt, entscheidet 
sich gegen den Fortschritt und das kön-
nen und wollen wir uns nicht leisten.“ 
Kein Wort davon, dass bislang kaum 
Langzeituntersuchungen über die Ri-
siken von Gen-Pflanzen vorliegen. Oder 
dass Pollen des gentechnisch verän-
derten Maises MON180 Felder im Ra-
dius von einem Kilometer um das An-
baugebiet herum verseuchen können. 

Es wäre besser, gewinnorientierte 
Konzerne würden das Volk nicht weiter 
mit ihrem angeblichen Gutmenschsein 
belästigen. Doch das Gegenteil steht zu 
befürchten. Corporate Social Respon-
sibility (CSR) ist überall im Schwange. 
Und wer ist wieder einmal Motor die-
ser Entwicklung? Natürlich, die Bertels-
mann-Stiftung. Dort wurde ein eigenes 
CSR-Projekt installiert. Das Credo Num-
mer Eins des Projekts besteht in dem 
überstrapazierten Argument, dass es 
„ohne wettbewerbsfähige und erfolg-
reiche Unternehmen keinen gesell-
schaftlichen Wohlstand“ gebe. Credo 
Nummer Zwei lautet, dass die „ge-
sellschaftliche Verantwortungsüber-
nahme“ von Unternehmen in der Ära 
der Globalisierung „unverzichtbar“ als 
Ergänzung zum überforderten Sozial- 
staat sei.

Wichtig bei der Debatte um die ver-
meintlich unvermeidbare Partnerschaft 
zwischen Wirtschaft und öffentlicher 
Hand ist, sich vor Augen zu halten, 
dass sich der Umsatz der rund 1000 
größten Industriekonzerne in Deutsch-
land inzwischen auf fast 900 Mrd. Euro 

im Jahr beläuft. Die gesamte, 49.000 
Betriebe umfassende deutsche Indus-
trie, die zu 98% aus Mittelständlern 
mit höchstens 500 Beschäftigten be-
steht, erzielt jährlich einen Umsatz von 
1,3 Bio. Euro. Hingegen nimmt sich 
die Geldmacht, über die der Bund ver-
fügt, nachgerade mickrig aus. Er wird 
im Jahr 2009 voraussichtlich über 
knapp 290 Mrd. Euro verfügen. Das 
(Geld)Machtverhältnis zwischen Wirt-
schaft und Bund verschiebt sich auf-
grund steigender Umsätze immer deut-
licher in Richtung Wirtschaft. Die Poli-
tik vermag sich anscheinend nur noch 
an der Hand des großen Bruders „Wirt-
schaft“ eine Gasse durch das Dickicht 
„Globalisierung“ zu schlagen. An der 
Hand genommen wird sie dabei nicht 
nur durch das CSR-Gebaren der Indus-
trie mit ihrem Anspruch, so Dr. Gerd 
Placke von der Bertelsmann-Stiftung, 
durch die neue Partnerschaft „eine an-
dere Qualität in der Erbringung sozial-
staatlicher Leistungen“ zu erreichen. 
Die zweite Hand, die der Politik wohl-
wollend gereicht wird, lautet INSM-Ini-
tiative „Neue soziale Marktwirtschaft“. 
Zu den Beratern dieses neoliberalen 
Think Tanks, der ausschließlich Kapi-
talinteressen bedient, gehört zum Bei-
spiel der zur CDU konvertierte, aus 
der SPD ausgetretene, ehemalige Grü-
nen-Bundestagsabgeordnete Oswald 
Metzger.

Der Publizist, der seinem Internet-
Porträt zufolge vor einem Jahr die Grü-
nen verließ, da er „die auf dem Nürn-
berger Bundesparteitag beschlossenen 
wirtschafts- und sozialpolitischen Vor-
stellungen nicht länger mittragen“ 
wollte, stimmt gern den Gassenhauer 
vom freien Markt an, der sich abseits 
des Staats von selbst perfekt regelt. So 
schrieb Metzger in Bezug auf Manager-
gehälter in einem Bericht für „The Wall 
Street Journal“: „Nicht der Staat ist zu-
ständig für das, was Unternehmen ih-
ren angestellten Managern zahlen, son-
dern vor allem deren Eigentümer und 
der Markt, auf dem Managergehälter 
ausgehandelt werden.“ Gekrönt wurde 
der Artikel mit Metzgers Fazit: „Wer 
Freiheit will, muss Ungleichheit ertra-
gen – auch bei den Einkommen.“

Evolution...


